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Deutſchland. 
D Berlin, 10. Juni. Der geſtern erwähnte Artlkel der 
„Daily News" über den Grafen Bismarck lautet: „Graf Bis⸗ 
marck iſt wieder durch Krankhelt abgehalten, ſich an den Staats- 
geſchäften zu betheiligen. Diejenigen, welche in Erwägung nehmen, 
was Graf Bismarck in Preußen iſt, werden nicht überraſcht ſein, 
daß ihm hier und da die Kraſt ausgeht. Er iſt mehr als der 
Schöpfer der preußischen Politik und ihrer Serle, er iſt der ſtreit- 
bare Kämpfer und hat nicht nur jenſeits des Rheins oder der 
Donau Gegner gefunden. 
er über die deutſchen Gemüther ausübt, und die Geſchicklichkeit, 
mit der er im Innern die gefährlichſten Elemente der Oppofition 
neutraliſirt hat, legen für ſeine Macht ſogar noch größeres Zeug⸗ 
niß ab, als die militärſſchen Erfolge des Jahres 1866. Es iſt 
ein peinlicher Gedanke, die Entfernung eines Staatsmannes von 
den Staatsgeſchäften für möglich halten zu müſſen, der jo viel 
wie er für Deutſchland gethan hat und der fähig ſchlen, noch viel 
mehr zu thun. Niemand kann wiſſen, wle bald die Deutſchen be⸗ 
nötbigt fein werden, gegen die mächtigſten Nachbarn und durch die 
entſchiedenſten Maßregeln Zeugniß dafür abzulegen, daß fie ent- 
ſchloſſen find, der nationalen Einheit bis zu ihrer vollſtändigen 
Verwirklichung nachzuſtreben. Und in einer ſolchen Kriſts würde 
Graf Biemaick als vornebmſter Rathgeber Legionen werth ſein. 
Um Deutſchlande willen hoffen wir, daß die Krankheit des größten 
der lebenden Staatsmänner nur vorübergehend ſein und die That- 
ſache, daß feine ausgezeichneten Eigenſchaften jenem Vaterlande 
zur Verfügung ſtehen, zur Erhaltung des eukopälſchen Friedens 
beitragen möge.“ — Wie wir hören, wird Graf Bismarck ſeinen 
Urlaub nächſte Woche antreten und ſich von den Staatsgeſchäften 
wahrſcheinlich bis zum Herbſt fern halten. Die Nachricht der 
„Bresl. Ztg.“, der Geſundheitszuſtand des Grafen ſei der Art, daß 
ihm eine Enthaltung von den Staatsgeſchäften bis in den Winter 
hinein geboten jet, iſt nicht begründet. Graf Bismarck hat übrigens 
heute den Beſuch des Königs erhalten. — Der Minifter Graf 
Eulenburg wird ſeine Reiſe nach Karlsbad Ende dieſer Woche 
antreten. — Die Nachricht von der Erkrankung des Grafen Goltz 
in Paris wird heute von eimigen. Berliner Blättern aufcecht er- 
halten. Es mag daher wiederholt werden, daß hier in wohlinter- 
richteten Kreiſen von einer Erkrankung deſſelben und daher auch 
von einer Operalion, der ſich deiſelbe neuerdings wieder unter- 
ziehen wolle, nichts bikannt iſt. Die wahiſcheinliche Reife deſſelben 
nach Ems ſteht mit ſeinem früheren Leiden in keiner Berbiudung. 
— Heute fetert die Tochter des Kriegsminiſters v. Roon ihre Ver- 
mählung mit dem Landrath v. Brauchltſch, welche Jeler auch 
Se. Maj. der König mit ſelner Gegenwart bechren wird. — Wie 
wir ſchon geſtern erwähnt haben, wird dle Erledigung der Ma- 
rinefrage durch die Vorlage eines Geſetz-Entwurfs von Seitens 
des Bundeskanzlers erfolgen, mit dem die Mehrheit des Reichstags 
ih im Voraus einverſtanden erklärt kat. Die Verwaltung der 
Darine-Anleihe ſoll biernach bis auf Weiteres der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen und nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 24. Febr. 1850 ausgeführt werden. Die Hauptverwaltung 
der Stagteſchulden iſt dafür verantwortlich, daß die Konvertirung 
der auf diefe Anleihe auezuzebenden Schuldverſchrelbungen nicht 
anders als auf Grund eines dieſelbe anordnenden oder zulaſſenden 
Geſetzts erfolgt. Zugleich fol eine Bundesſchulden-Kommiſſion 
elugejegt werden, beſtehend aus 3 Mitgliedern des Bundestaths, 
aus 3 Mitgliedern des Reichstags und aus dem Präſtdenten der 
Rechnungsbehörde des norddrutſchen Bundes, bis zu deren Errich- 
tung aber aus dem Chef- Präſidenten der Oberrechuungskammer. 
Die Bundesſchulden - Kommiſſton hat dleſelben Verpflichtungen 
dem Bundestalh und dem Reichstag gegenüber wie die preußifche 
Staotefgulden Verwaltung den beiden Häusern des Land⸗ 
lags gegenüber. Die obere Leitung ſteht dem Bundeskanzler 
zu. Die formelle Initlative zu dieſer Art der Erledigung iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf Seiten der Reglerung, welche dieſe Vorlage macht, 
die moraliſche Urbeberſchaft aber auf beiden Seiten geweſen und 
das Ausfuuftsmittel durch eine vertrauliche Verſtändigung zwiſchen 
dem Bundeskanzleramt und den maßgebenden Perſönlichkelten der 
einzelnen Parteien gefunden worden. Das Feſt in Klel ſcheint 
namentlich das Seine zu biefer erfreulichen Erledigung brigetragen 
zu haben, wodurch die jüngſt angebahnte Entwickelung der Marine 
von Neuem geſichert wird. — Die „Provinztal-Correſpondenz bleibt 
bel ibrer früberen Anſicht ſtehen, daß ſich der Schluß der 
Reichstags ⸗Seſſton nicht erbeblich über den 20. d. M. aus- 
debnen werde. Auch der Wunſch des Präſidiums jol auf einen 
möglichſt baldigen Schluß gerichtet ſein. Und in der That wird 
es nach Erledigung des Staatshaushalts ſchwerer als bisher ſein, 
den Reichstag beſchlußfähig zu erhalten. Wenn die Gegner des 
norddeulſchen Bundes bierbel von Mangel an Pflichteifer, von 
Folgen der Diätenlofigfeit u. J. w. zu ſprechen belieben, jo iſt auf 
ſolche Redensarten nichts zu geben, vielmehr zu bedenken, daß ein 
großer Theil der Abgeordneten 2 Jahre mit geringer Unt rbeechung 
auf allgemeinen und ſpeztellen Landtagen beſchäftigt iſt und daß 
tine ſolch abnorme, durch die Umſtände gebotene Thätigkeit ſchlleßlich 
die beſten Kräfte ermatten muß. Andrerſeits kann ja auch darauf 
biagewieſen werden, daß auch ſolche Verſammlungen, für welche 
die Demokraten befondere Vorliebe zeigen, wie z. B. die Stadt- 
veiordnetenverſammlung in Berlin, trozdem, daß dieſe wöchentlich 
nut eine Sitzung hält, häufig aus Mangel an Theilnehmern nicht 
zu Stande kommt, ohne daß den Mitgliedern oder dem Juſtltut 
von den Demokraten daraus ein Vorwurf gemacht wird. 
— Es iſt ein Reglement über die Benutzung der innerhalb des 
norddeulſchen Telegraphengebiets gelegenen Eilſenbahn-Telegra- 
phen zur Beförderung ſolcher Depeſchen, welche nicht den Eiſen⸗ 
bahndlenſt betreffen, aufgeſtellt. Durch daſſelbe werden die Ge⸗ 
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bühren, welche bisher noch ſehr verſchleden erhoben werden, für alle 


Eiſenbahn-Telegraphen vom 1. Juli ab gleichgeſetzt. Für diejeni⸗ 
gen Depeſchen, deren Beförderung ausſchlleßlich mit Eiſenbahn⸗ 
Telegraphen erfolgt iſt, fällt dleſen auch die Gebühr ungeſchmälert 
zu. Werden dagegen Depeſchen ſtreckenweſſe durch Telegraphen 
des Bundes und ſtreckenweiſe durch Telegraphen der Eiſenbahn be⸗ 
fördert, jo erhält der Elſenbahn-Telegraph 5 Sgr. für die Depeſche 
ohne Rückſicht auf die überhaupt erhobene Gebühr, ſowie ohne 
Rückſicht auf die Wortzahl. Depeſchen von 50 —100 Worten 
werden jedoch als 2 Depeſchen, von 100 —150 Worten als drei 
Depeſchen u. ſ. w. berechnet. Für ſolche Depeſchen, welche bei 
einer Elſenbahn-Telegraphenſtatlon aufgegeben werden und die einer 
an demſelben Orte befindlichen Bundts⸗Telegraphenſtatlon auf telegra- 
phiſchem Wege oder durch Boten zugeführt werden, erhält der 
Eiſenbahn Telegraph bei Dipeſchen bis zu 50 Worten 2½ Sgr., 
bei Depeſchen von 50— 100 Worten 5 Sgr. u. ſ. w. 

Berlin, 11. Junl. Se. Majeſtät der König fuhr geſtern 
Morgens ½9 Uhr in Begleitung des Flügeladjutanten Oberſt⸗ 
Lieutenants v. Hymmen nach dem Tempelhofer Felde und beſichtigte 
daſelbſt, umgeben von dem Kronprinzen, den Prinzen Karl, Albrecht, 
Vater und Sohn, dem Prinzen Anguſt von Würtemberg, fowie 
von der Generalität, den Militär - Bevollmächtigten und den aus 
Sachſen, Würtemberg, Heſſen hier anwiſenden Offizieren, das 2. 
Vormittags 
11 Uhr, nach beendi.ten Exerzitien und Evolutlonen hatten zunächſt 
die Hofmarſchälle Grafen Pückler und Perponcher, des Geheimen 
Kabinctsraths v. Mühler, der Geh. Hofrath Bord Vortrag und 
verabſchledete ſich alsdann der Prinz Admiral Adalbert vor ſeiner 
Abreiſe nach Karlsbad. Nachmittags begab ſich der König in das 
auswärtige Amt, Fonferirte mit dem Minifterpräfidenten Grafen 
Bismarck und wohnte alsdann der Trauung der Tochter des Kriegs- 
miniſters v. Roon mit dem Landrath v. Brauchltſch bei. Mit einer 
Einladung zur Königlichen Tafel waren beehrt der Prinz Auguſt 
von Würtemberg, der Prinz Heinrich von Heſſen, der Fürſt Pleß, 
der Herzog von Ratibor, der ſächſiſche Staatsminiſter v. Frieſen, 
der weimariſche Staateminiſter v. Wapdorff, der diesſeitige Ge⸗ 
ſandte in Brüſſel v. Balan, der Vice-Präſtident des Kammergerichts 
von Mühler, der erſte Präſident des Appellatlonsgerichts in Hamm, 
Hartmann, der Vice-Bürgermeiſter Stephanl in Leipzig und außer- 
dem die würtembergiſchen, heſſiſchen und ſächſiſchen Offiziere, welche 
theils zur Dienftleiftung, theils zur Theilnahme an den Kavallerie 
Beſichtigungen hierher kommandirt worden find. Abends begab ſich 


der König wieder nach ⸗Schloß Babelsberg. 

— Der König reift, jo weit bis jetzt beſtimmt, am Montag 
früh nach Schloß Fürſtenſtein, kehrt aber ſchon am Dienſtag Abends 
hierher zurück. N 

— Der Bundeskanzler Graf Bismarck wird ſich zur weiteren 
Kräftigung feiner Geſundheit demnächſt mit längerem Urlaub auf 
ſeine Güter (in Pommern) begeben. 

Berlin, 10. Zuni. Die „Prov.⸗Corr.“ beſpricht den Bun- 
deshaushalt und die Marine und beſtätigt, daß durch ver- 
trauliches Einverſtändniß zwiſchen der Bundesregierung und der 
überwiegenden Mehrheit des Hauſes eine Löſung der diesmaligen 
Schwierigkeiten vorbereitet ſel, durch welche die Aufnahme der An- 
leihe für die Marine ermöglicht werden ſoll, ohne daß die grundſätzlichen 
Meinungsverſchledenheiten über die Bundesſchulden-Verwaltung für 
jetzt weiter in Betracht kommen. Es waltet die Abſicht ob, durch 
ein beſonderts Geſetz feſtzuſetzen, daß die diesmallige Bundes-An- 
leihe der preußtſchen Staatsſchuldenverwaltung überwieſen werde, 
wogegen die Regelung des Bundesſchuldenweſens künftiger geſetz 
licher Vereinbarung vorbehalten bliebe. In Ausſicht auf eine der- 
artige Geſetzesvorlage, für welche die Zuſtimmung des Reichstages 
im Voraus geſichert zu fein ſcheint, find die weiteren Berathungen 
über den Haushalt der Marine einſtweilen ausgeſetzt worden. So 
iſt denn Ausſicht vorhanden, daß die jüngſt angebahnte Entwide- 
lung unſerer jungen Setmacht durch eine patrioliſche Entſchließung 
von Neuem geſichert werde. 

— Die „Prov.⸗Corr.“ ſchrelbt: Bei der Berathung über den 
für die Provinz Hannover bewilligten Provtnzlalfonds if 
ſeitens der Staatsregierung die Abſicht ausgeſprochen worden, be⸗ 
hufs Föderung der provinziellen Selbfiverwaltung in ähnlicher Weiſe 
auch den übrigen Provinzen beſondere Fonds auszusetzen. Seitens 
mehrerer der jüngſt verſammelten Provinzialftände find demzufolge 
bereite umfaſſende Anträge in Bezug auf die Regelung der pro- 
vinzlellen Verwaltung geftelt worden. Diefelden bilden zur Zeit 
den Gegenſtand aljeitiger und ſorgfältiger Erwägung zwiſchen den 
betreffenden einzelnen Miniſterien und dem Geſammt⸗Miniſterlum. 

— Außer dem Bundeshaushalt und dem vorzulegenden Ge— 
ſetze über die Verwaltung der Marine-Anleihe wird der Reichs- 
tag nach der „Pr.-C.“ jedenfalls noch das Geſetz über die Quar- 
tlerleiſtung für die bewaffnete Macht während des Fkledenszuſtandes 
und einige andere Vorlagen in Betreff der Bundesbeamten und 
der Rechnungelegung im Bunde erledigen. Doch werde ſich der 
Schluß der Seſſion kaum erheblich über den jüngſt in Aueſicht ge- 
nommenen Zeitpunkt hinaus verzögern. 

— Die Verwaltungs -Einrichtungen in Schleswig⸗-Holſfein, 
jagt die „Prov.⸗Corr.“, werden in der früher angedeuteten Weiſe 
nunmehr endgültig geordnet werden; in Uebereinſtimmung mit den 
bei der Beratdung und Feſiſtellung des Staats haushalts im Land- 
tage kundgegebenen Wünſchen wird außer dem Oberpräfldium, deſſen 
Sitz in Kiel verbleibt, nur Eine Regierung für die beiden Herzog⸗ 
thümer mit dem Sitze in Schleswig errichtet und unverweilt orga- 
nifirt werden. 

— In Rheinland und Weſtphalen haben mehrere Zeitungen 
die Ausgabe der am Sonntage zu druckenden Nummern aufgegeben. 
Die „Köln. Zeitung“ wird dieſem Beiſplele nicht folgen. 


eitung. 


Donnerſtag, den 11. Juni 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


— Aus Thüringen, 8. Juni, wird der „N. Z.“ geſchrieben: 
Das im Kriege von 1866 fo bedeutungsvolle Gefecht bei Derm⸗ 
bach hat geſtern eine recht angemeſſene Erinnerungsfelerlichkeit er⸗ 
lebt. Von dem Groß herzoge von Sachſen iſt nämlich die Znitia- 
tive und unter Betheiligung der Offiziere der damals engagirten 
Regimenter auch die Bewilligung der Mittel für ein Denkmal der 
bei Dermbach Gefallenen und dort Begrabenen ausgegangen. Preu⸗ 
ßen und Baiern liegen hier neben einander beſtattet und haben 
daher auch ein gemeinſames Monument erhalten. Die Weihe des⸗ 
ſelben fand geſtern ſtatt. Der proteſtantiſche und katholiſche Geiſt⸗ 
liche vollzogen nach entſprechenden Reden den Weiheakt. Vertreter 
der Main⸗Armee und des baleriſchen Heeres hatten ſich eingefunden; 
General Vogel v. Falkenſtein war ſelbſt erſchienen und hielt eine 
jugendlich-friſche Anſprache. Er ſchilderte die Bedeutung der Ge⸗ 
fechte des 4. Juli für die Operationen der Maln-Armee und ge⸗ 
dachte namentlich der tapferen und braven Weſtphalen, die er da⸗ 
mals kommandirt und mit denen er ſo lange in Verbindung ge⸗ 
ſtanden. Schließlich wandte er ſich an die Vertreter der baleriſchen 
Armee und indem er an die neuen freundſchaftlichen Beziehungen 
von Preußen und Baiern erinnerte, reichte er den baleriſchen Offt⸗ 
zleren in brüderlicher Herzlichkeit die Hand. Hiernach erfolgte die 
Uebergabe des Denkmals an die Gemeindebehörde Dermbachs. 

— Das Comité, welches am Schluß des Zollparlaments 
das Feſt für die ſüddeutſchen Abgeordneten auf Tivolt vrranſtaltete, 
hat einen Kaſſenüberſchuß von ca. 100 Thlrn. behalten; wie die 
„Poſt“ hört, wied dieſe Summe dem Verein zur Rettung Schiff⸗ 
brüchiger in Bremen überwieſen werden. 

— Der General-Telegrapbendirektor v. Chauvin begiebt ſich 
heute Abend zum Kongreß der europälſchen Telegraphen⸗Verwal⸗ 
tungen nach Wlen, wo einerſelts beſprochen werden ſoll, ob die 
auf dem Kongreß zu Paris im Jahre 1865 als allgemein gültig 
aufgeſtellten Beſtimmungen für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr ſich bewährt haben oder ob Abänderungen wünſchenswerth 
erſcheinen, und andererſeits um Vorſchläge, welche von den Tele⸗ 
grapben-Berwaltungen für die Berathungen zu Wien proponirt 
worden find, zu prüfen. Die Dauer der Abweſenheit des Herrn 
v. Chauvin wird auf vier Wochen berechnet. Derſelbe wird gleich⸗ 
zeitig die Gelegenheit benutzen, um mit den Vertretern der öſter⸗ 
reichiſchen, balerſſchen, würtembergiſchen, badiſchen und niederlän⸗ 
diſchen Telegraphenverwaltungen Beſprechungen zu halten, in wel- 
cher Weiſe neue Arrangements zu Regelung der telegraphleſchen 
Verhältniſſe der bisher zu dem deutſch⸗öſterreſchſſchen Telegraphen⸗ 
vereln gehörigen Staaten getroffen werden können, da durch die 
Bereinigung des geſammten Telegraphenweſens Norddeutſchlands an 
einer Stelle dieſer Vertrag hinfällig geworden iſt; denn Hannover, 
Mecklenburg u. ſ. w., welche Mitglieder des Vereins waren, haben 
dieſe Eigenſchaft verloren. Herr v. Chauvin wird entſprechende 
Vorſchläge machen, nach welchen Preußen beſondere Verträge mit 
Oeſterreich, den Niederlanden und den füddeutſchen Staaten, welche 
unter ſich eine engere Vereinigung bilden könnten, als empfehlens⸗ 
werth bezeichnen dürfte. 

— Die baleriſchen Abgg. Dr. Karl Barth und Genoſſen 
haben an die „liberal-konſervativen“ Wähler auf dem Lande eine 
Erklärung über ihre Wirkſamkelt im Zollparlament veröffentlicht. 
Dieſelbe iſt im Weſentlichen ein Auszug aus dem Rechenſchafts⸗ 
bericht der ſüddeutſchen Fraktion, unterſcheldet ſich jedoch von dieſem 
dadurch, daß in ihr nichts von einer „entſchleden freiſtnnigen Po⸗ 
litik“ gejagt, und dadurch, daß die vertragsmäßigen Pflichten gegen 
den Norden viel ſchwächer betont find, indem nur gejagt wird, die 
beſtehenden Verträge hinderten nicht die Vereinigung der Südſtaa⸗ 
ten, ſondern fle würden durch eine ſolche Vereinigung nur um fo 
leichter und gefahrloſer erfüllt werden. 

— Auf die Tages-Ordnung elner der nächſten Plenarſitungen 
wird die Schlußberathung über den Antrag der Abgg. Weiſſich und 
Becker (Oldenburg) geſetzt werden, der dahin geht, „den Bundes⸗ 
kanzler aufzufordern zur baldigen Vorlage eines Grfep-Entwurfes, 
welcher die Einführung des allgemeinen deutſchen Handelsgejep- 
buchs und der allgemeinen deutſchen Wechſel-⸗Ordnung als 
Bundesgeſetze bezweckt.“ Die Referenten Abg. Bürgers und Abg. 
Dr. Waldeck beantragen, den Antrag in folgender Faſſung anzu⸗ 
nehmen: „den Bundeskanzler aufzufordern, baldigſt den Entwurf 
eines Geſetzes vorzulegen, durch welches das allgemeine deutjche 
Handelsgeſitzbuch und die allgemeine deutſche Wechſel⸗Ordnung nebſt 
der dazu gehörigen Novelle als allgemeinſames Geſetz des nord- 
deutſchen Bundes eingeführt, beziehungsweiſe da, wo fie bereits als 
Landesgeſetze gelten, für Bundesgeſetze erklärt werden.“ 

— In dem Saal des „Hotel de Rome“ fand am Dienſtag Abend die 
General-Verſammlung des biefigen Wahl⸗Vereins der Konfervati- 
ven ſtatt. Der Vorſtand hatte die Verſammlung berufen, um die nament⸗ 
lich durch den Abgang des früheren Vorſitenden Profeſſors Glaſer nach 
Marburg verzögerte definitive Konſtituirung des Wahlvereins vorzunehmen. 
Der Borfigende ſprach über den Zweck und die Aufgabe dieſes neuen Ver ⸗ 
eins: Die patriotiſche Vereinigung, welche ſeither mit dem preußiſchen 
Volksverein die konſervativen Jutereſſeu in Berlin vertrat, habe ſich leider 
aufgelöft, während der Volksverein feine meiſten und einflußreichſten Mit⸗ 
glieder außerhalb Berlins befige. Daher könne dieſer weniger einwirken 
auf die Wahlen in Berlin. Mit Rückſicht darauf und auf den kläglichen 
Ausfall der letzten Wahlen habe ſich der neue Verein konſtituirt. Sein 
Zweck ſei, die konſervativen Elemente in Berlin zu vereinen und zu orga 
niſiren, ſo wie die politiſchen und ſtädtiſchen Wahlen vorzubereiten und zu 
leiten. Die konſervative Partei ſei bisher in den Fehler ver⸗ 
fallen, die Wahlagitationen erſt kurz vor den Wahlen zu be⸗ 
ginnen, ſtatt ſie längere Zeit vorher einzuleiten. Der Verein 
werde ſich bei feiner Aufgabe nicht von dem Volksverein trennen, vielmehr 
wurden deſſen nicht unbedeutende Mittel dem Wahlverein zu Wahlagita⸗ 
tionen bereit ſtehen. Außerdem ſolle aber der Verein die konſervativen Be⸗ 
zirksvereine kräftigen, und wo ſolche noch fehlen, ſie ins Leben rufen. 
Mitglied des Vereins konne nur werden, wer das politiſche Wahlrecht be⸗ 
ſitzt, der konſervativen Partei angehört und demnach die Liebe und Treue 
zu dem Königshauſe der Hohenzollern, in Verbindung mit der Liebe zum 
engeren und weiteren Vaterlande, als höchſten politiſchen Grundsatz erachte, 


und die preußiſche Verfaſſung vom 31. Januar 1850, jo wie die nord⸗ 
deutſche Bundes⸗Verfaſſung vom 16. April 1867 als Grundgeſetz anerkenne. 
Ein anderes Programm habe der Verein nicht aufgeſtellt. Der Vorſitzende 
ſchloß dieſe Anſprache, indem er zur zahlreichen Betheiligung an dem Ver⸗ 
ein aufforderte. Dann wies Stadtgerichtsrath Betram auf die Nothwen⸗ 
digkeit der Begründung eines ſolchen Vereins hin; man müſſe Deuiſchland, 
ja Europa zeigen, daß in Berlin noch eine konſervative Partei vorhanden, 
welche die Regierung des Königs unterſtützen wolle. Aber wenn der Verein 
wirken ſolle, jo müßten ihm auch durch recht zahlreiche Betheiligung die er⸗ 
forderlichen Mittel zur Verfügung geſtellt werden. Wer mehr geben konne, 
als den feſtgeſetzten Beitrag von einem Thaler jäbrlich, der möge es im 
Intereſſe der konſervativen Sache thun. — Darauf folgte die Wahl der 24 
Beiſitzer, von denen je vier einem der ſechs Berliner Reichswahlkreiſe ange ⸗ 
hören ſollen. Damit ſchloſſen die eigentlichen Verhandlungen; es folgten 
noch die Vertheilung der Mitgliedskarten und die Zeichnung von Beiträgen. 

Berlin, 11. Juni. (Norddeutſcher Reichstag.) 20. Sitzung. 
Eröffnung 10%, Uhr; Präſident Dr. Simſon; am Tiſch der Bundes-Kom- 
miſſarien; Staatsminiſter v. Frieſen, Präſident Delbrück, Gen⸗Poſt⸗Direk⸗ 
tor v Phülipsborn u A. Nach geſchäftlichen Mittheilungen tritt das Haus 
ſofort in die Tagesordnung, zunächſt Fortſetzung der Spezialberathung des 
Einnabme » Etats. Kap. 2. Poſt⸗ und Z itungs⸗ Verwaltung leitet der 
Bundes Kommiſſar Gen.⸗Poſt⸗Direktor v Philips born mit einigen Er⸗ 
läuterungen des Etats ein, das 919,750 Thaler weniger Einnahmen, 
955,624 Thaler mehr Ausgabe und ſomit nur einen Ueberſchuß von 
548,519 Tolr. ergiebt (1868: 2,413,893 Tolr.). — Abg. Dr. Becker be⸗ 
klagt die Porto-Erhöhung für die kurzen Diſtanzen, für die Packet⸗ und 
Geldſendungen. Von der letzteren würde nur die Bank Vortheil haben. 
Abg. Stephani wünſcht die Einführung eines Beſtellgeldes von ½/ Sgr., 
ſtatt des Stadtbriefportos von 1 Sgr. zwiſchen aneinander grenzenden 
Orten (Köln-Deutz, Hamburg⸗Altona ꝛc.). General ⸗Poſtdirektor v. Phi⸗ 
lipsborn erklärt, daß dies eine geſetzliche Aenderung des Poſtgeſetzes er⸗ 
fordere. — Abg. v. Hennig bringt nochmals die vom Ang. Lasker ange⸗ 
regte Beſchränkung der Portofreiheiten in Anregung. Dieſelben ſeien z. B. 
von Beamten zu Wahlagitationen benutzt worden. — General⸗Poſtdirektor 
v. Philipsborn: In neuerer Zeit ſeien die Portofreiheiten nur durch 
die großen politiſchen Zwecke vermehrt worden. Es werde darin mit großer 
Volſicht zu Werke gegangen. Die Aufbebung würde auf andere Weiſe wie⸗ 
der die Matrikularbeiträge erhöhen und keinen namhaften Nutzen bringen. 
— Abg. Tweſten erkennt die großen Foriſchritte im Poſtweſen auf, na⸗ 
mentlich auch die Gehaltsverbeſſerungen. Die Portofreibeiten ſeien unver⸗ 
meidlich und brächten auch keinen Nachtheil. — Der Abg. Lasker: Die 
Portofreiheiten ſeien in vielen Beziehungen Staatsunterſtützungen. Er 
wünſche Borlegung einer Ueberſicht aller g⸗währten Portofreiheiten. — Ge⸗ 
neral⸗Poſtdirektor v. Philipsborn jagt für die nächſte Seſſion die Vor⸗ 
legung einer ausführlichen Denkſchrift mit den entſprechenden Tabellen zu. 
(Beifall) — Abg. v. Blanckenburg: Er habe von vorn herein große 
Bedenken gehegt wegen des Ausfalls durch die Portomoderation. In Be⸗ 
treff der Porte freibelten ſchließe er ſich den Bedenken des Abg Lasker an, 
hoffe aber, daß die parlamentariſchen Korporationen mit gutem Beiſpiel 
vorangehen und ſich vor jedem Mißbrauch der Portofreiheiten hüten werden. 
Er wolle vermeiden, bier näher darauf einzugehen. — Freiherr v. Hag ke 
wiederholt den Wunſch auf Ermäßigung des Landbrief. Beſtellgeldes. — 
Die Abgg. Dr. Waldeck und Dr. Becker (Dortmund) haben den Antrag 
geſtellt: Der Reichstag wolle den Bundeskanzler auffordern, eine Ver⸗ 
deſſerung der Lage der Poſtunterbeamten, welche angeſtellt ſind: „a auf 
Kündigung, b. ohne Berechtigung zur Penſion, c. mit der Verpflichtung, 
einen Abzug von 1 Prozent zur Poſt⸗Armen⸗Kaſſe zu erleiden, — dahin 
eintreten zu laſſen: daß werigftens einem Theile dieſer Beamten fixe An- 
ſtellung oder doch Penſtonsberechtigung nach einer gewiſſen Dienſtzeit ge⸗ 
währt, der Abzug ad e. aber überhaupt in Wegfall gebracht wird.“ — 
Abg. Dr. Waldeck empfiehlt dieſen Antrag. 

General⸗Poſt⸗Direktor von Philipsborn: Die ſeſte Anſtellung der 
Unterbeamten wird von der Adminiſtration als eine Belohnung guter 
Dienſte betrachtet und im Auge behalten werden. Zu der Penſtonsberech⸗ 
tigung gehört ein beſonderes Geſetz, wozu ſich ſpäter die Gelegenheit findet. 
Der Poſtarmenfonds habe eine ganz andere Tendenz und Einrichtung als 
der Penſionsfonds. Die Beiträge der in dem Autcage genannten Kategorie 
von Unterbeamten betragen 17,000 Thlr., während die von dem Fonds an 
die Wittwen u. ſ. w. derſelben Klaſſe geleifteten Unterſtützungen 31,000 
Thlr. betragen. — Die Abgg. Dr. Waldeck und Dr. Becker halten ihren 
Wunſch aufrecht, daß die 17,000 Thlr. aus einem anderen Fonds entnom ⸗ 
men und nicht durch die Beiträge dieſer armen febr gering beſoldeten Unter⸗ 
beamten aufbebracht werden müßten. Das Publikum habe eher Gelege 
heit, die Klagen der Unterbeamten zu hören, als vielleicht der Herr Chef. 
— General-Poſt⸗Direktor v. Philipsborn: Er konne allerdings nur 
konſtatiren, daß ihm noch keine Beſchwerde eines Unterbeamten über den 
kleinen Abzug für die Poſt⸗Armenkaſſe vorgekommen ſei und müſſe bei den 
vermehrten Anforderungen empfehlen, der Poſt den Fonds nicht zu ſchmä⸗ 
lern. — Der Antrag Walded-Beder wird abgelehnt. — Die weitern Titel 
des Kapitels 3 Poſtweſen werden angenommen. — Zu Kapitel 3 Tele 
graphen⸗Verwaltung macht Abg. Graf Bethuſy⸗Huc darauf an fmerkſam, 
daß die Telegrapbiften und Ober » Telegraphiften ſehr gering beſoldet nnd 
ſchlechter als die Boten geſtellt find, und empfiehlt, ſtatt der Prozentantheile 
für die Depeſchen Stationszu chüſſe oder Theuerungszulagen zu geben. — 
General⸗Poſt⸗Direktor v. Philips born bedauert, daß der Chef der Tele⸗ 
grapheuverwaltung nicht anwejend ſei; die Frage wegen der Prozentantheile 
ſei vielfach ventilirt worden. — Graf Bethuſy hält feinen Wunſch auf⸗ 
recht. Die Titel der Telegraphenverwaltung (Einnahme 2.452, 445 Thlr., 
Ueberſchuß: 324,945 Thlr., 49,945 Tolr. mehr als im Jahre 1868) werden 
angenommen. — Zu Kap. 4 Verſchiedene Einnahmen empfiehlt der Abg. 
Dr. Becker die Aufhebung der für die Deutſchen im Auslande oft ſehr 
läligen und gegenüber den andern Nationen unpaſſenden Paßgebühren der 
Koufulate. Er führt einen Fall aus Algier an. Der betreffende Etat 
(129,496 Thlr.) wird angenommen. 3 

Das Haus geht zum Militär » Etat über. Bundes⸗Kommiſſar Gene- 
ral-Lieutenant v. Podbielski erklärt, der Etat ſei nach denſelben Prin⸗ 
zipien wie der vorjährige aufgeſtellt. Die Einnahme der Militär-Berwal- 
tung babe ſich in Folge des geringeren Prozentſatzes der Vermehrung der 
Bevölkerung in den letzten drei Jahren um 70,000 Thlr. geringer geſtellt. 
— Zur General⸗Debatte meldet ſich Niemand — Zu Titel 1 fragt der 
Abg. Tweſten, in welchem Verbältuiß denn der Kriegsminiſter und der 
Marineminiſter zum Bunde ſtänden. — Abg. Kriegsminiſter v. Roon: 
Als die betreffende Perſon wolle er antworten. Seit der Minifter-Präfident 
v. Manteuffel das Marineminiſterium verwaltete, ſei dies von dem Kriegs- 
minifterium ganz getrennt geblieben. Eine Vereinigung habe in feiner 
Weiſe ſtattgefunden, ſie beſtehen für ſich und haben nur einen gemeinſamen 
Cbef. Die Frage über das Verhältniß deſſelben zu dem Bundeskanzler ge⸗ 
hört in das Internum. Der Ober⸗Bundesfeldherr, Se. Majeſtät der 
König, bat die Geſchäfte des Bundes⸗Kriegsminiſters und des Bundes- 
Marineminiſters den in Preußen damit Betrauten übertragen. — Das 
Militär⸗Etat wird hierauf ohne weitere Einwendungen angenommen. — 
Der Präſident theilt mit, daß vom Bundeskanzler zwei neue Geſetzent⸗ 
würfe eingegangen ſind, über deren geſchäftliche Behandlung Beſchluß zu 
faſſen fei, — Er verlieſt unter allgemeiner Auſmerkſamkeit die Geſetzvor⸗ 
lagen. Nr. 1, betreffend einige Verhältuiſſe der Bundesbeamten (Heimaths⸗ 
berechtigung auch bei Verſetzung in andere Bunbesgebiete, Beſteuerung nach 
dem Modus des e 2c.) (Für daſſelbe wird Vorberathung im 

um beſchloſſen. 

1207 Nr. . —ç. die Verwaltung der nach dem Geſetz vom 9. November 
1867 zur Erweiterung der Marine ꝛc. aufzunehmenden Bundes Anleihe. 
(8. 1. Die Verwaltung der nach Maßgabe des Geſetzes ꝛc aufzunehmenden 
Anleihe wird bis zum Erlaß eines Schuldengeſetzes des Bundes der preu⸗ 
ßiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden nach dem Gl ſetz vom 24 Fe⸗ 
bruar 1850 übertragen und iſt dieſelbe dafür verantwortlich, das eine Kon⸗ 
vertirung der Anleibe nicht anders, als auf Grund eines Geſetzes und nach 
Bewilligung der Mittel erfolgen kann. 8. 2. Die obere Leitung führt der 
Bundeskanzler, ſoweit dabei nicht die Unabhängigkeit der Staats⸗Schulden⸗ 
Kommiſſion in Widerſpruch kemmt. — $. 3. Der Direktor und die Mit⸗ 
lieder der Staats- Schulden⸗Kommiſſion haben zu Protokoll auf ihren Eid 
ihre Pflichten auch auf dieſe Uebertragung auszudehnen. — 8. 4. Die 
Geſchäfte der Bundes Schulden Verwaltung werden von einer Bundes⸗ 
Schulden⸗Kommiſſion geführt. Dieſelbe beſteht aus drei Mitgliedern des 
Bundesrathes (für die Seſſton), drei Mitgliedern des Reichstags (auf drei 
Jahre durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt) und dem Präſidenten der 
Rechnungs⸗Behörde des Bundes, bis zu deſſen Kreirung dem Chef- Präſi⸗ 


denten der Ober⸗Rechnungskammer. Für dieſen Geſetz⸗Entwurf wird nach 
kurzer Debatte Vorberathung im Hauſe beſchloſſen — Zweiter Gegenſtand 
der Tagesordnung iſt der 3. Bericht der Petitions⸗Kommiſſion. Eine Pe⸗ 
tition des H. Sternberg in Berlin, dahin gehend, die in mehreren Staaten 
des norddeutſchen Bundes bei der Eidesleiſtung von Seiten jüdiſcher Mit⸗ 
bürger üblichen Förmlichkeiten abzuſchaffen und die Norm der Eidesabnahme 
für Juden der für die Chriſten gleich zu ſtellen, wird rad dem Antrage 
der Kommiſſion, ſoweit ſie auf die Abſchaffung der bei dem Juden⸗Eide 
üblichen Förmlichkeiten ſich bezieht, dem Herrn Bundeskanzler mit dem 
Erſuchen überwieſen, dieſelbe der zur Berathung der Civilprozeß⸗Or E ng 
tagenden Kommiſſion zur Berückſichtigung bei Ausarbeitung der neuen Hoil- 
prozeß⸗Ordnung zuzuſtellen. — Eine Petition mehrerer deutſchen Einwohner 
von North⸗Shields ꝛc. um Errichtung eines preußiſchen oder norddeutſchen 
Konſulats daſelbſt wird dem Bundeskanzler überwieſen. Desgleichen eine 
Petition des Hamburger Thierſchutzvereins um Erlaß eines allgemeinen 
Tbierſchutzgeſetzes als Material für den Entwurf eines allgemeinen Straf- 
rechts. Die Petition des Rechtsanwalts Fiſcher u. Gen. zu Breslau um 
Zuziehung von Rechtsanwalten bei der Berathung des Entwurfs der Civil⸗ 
Prozeß⸗Ordnung wird dem Bundeskanzler zur Berückſichtigung überwieſe :. 
— Mehrere Petitionen in Betreff des Projekts eines Nord⸗Oſtſee⸗Kauals 
durch Schleswig - Holftein werden durch Ueberweiſung der einen an den 
Bundeskanzler zur Berückſichtigung als erledigt erklärt. — Petitionen des 
Barons v. Warburg zu Neuſtadt⸗ Dresden und Anderer gegen Doppel- 
beftenerung füsren zu Erläuterungen Seitens des Kgl. ſächſiſchen Staats 
miniſters v. Frieſen. Sie werden nach dem Kommiſſionsantrage dem Bun⸗ 
deskanzler mit dem Erſuchen um Abhülfe des Uebelſtandes überwieſen. — 
Zwei andere Petitionen werden durch Uebergang zur Tagesordnung erle⸗ 
digt, 27 find zur Erörterung im Plenum nicht geeignet. — Der Poſtver⸗ 
trag mit Belgien wird durch Schlußberathung erledigt. — Schluß der 
Sitzung 2 Uhr. 

„Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tagesordnung: Wahlprüfungen, 
Abſtimmung über die Geſchäſtsordnung, die Vorlagen und Anträge wegen 
der Branntweinſteuer, die Maß⸗ und Gewichtsordnung, den Antrag auf 
Einführung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs und der Wechſel⸗ 
ordnung im Bunde. 

Frankfurt a. M., 10. Zuni. Die „Frankfurter Zel⸗ 
tung“ iſt ta der Lage zu erklären, daß die von mebreren Blättern 
gebrachte Nachricht, das Bankhaus Rothſchild beabſichtige nach Ber⸗ 
lin überzuſtedeln, unbegründet if. 

Barmen, 9. Zunt. Die Arbeiterbewegung nimmt 
bier zu. Neuerdings haben die Weber, Wirker und Riemendreher 
in mehreren Geſchäften die Arbeit elngeſtellt, wogegen in einigen 
anderen eine Vereinbarung zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitern 
zu Stande gekommen iſt. Die feternden Arbeiter durchzogen geſtern 
dle Stadt. 


Stuttgart, 9. Jun. Die durch Königliche Verordnung 
nunmehr ausgejcpriebenen Wablen zur Abgeordnetenkammer, für 
welche zum erſtenmal das allgemeine Stimmrecht zur Anwendung 
kommt, werden nicht verfehlen, eine große Bewegung im Lande 
bervorzurufen. Es iſt der kommenden Kammer cine blnlängliche 
Wichtigkeit beizulegen und es fragt ſich, ob das gegenwärtige Mir 
nifterium Varnbüler vor ihr wirs Stand halten können, denn all' 
die widerſtreitenden Elemente, welche das Miniſterlum für dle Zoll- 
parlamentswahlen zuſammengerufen bat, werden ſich diesmal nicht 
wieder zuſammenbringen laſſen, vielmehr wird der Kampf gegen» 
ſeitig entbrennen. An dem Auftreten unſerer Vertreter bei dem 
Zollparlament hat unſer Land überſättigt genug bekommen, man 
kann nicht jagen, mit welcher Theilnahmeloſigkeit dieſe Herten bei 
ihrer Zurückkunft empfangen worden, wie jpurlos fie in ihren Be⸗ 
zirfen verſchwunden ſiad. Herr v. Varnbüler iſt auch nichts wı- 
niger als gut gelaunt von Berlin zurückgekommen und die Negie- 
rung fieht mit Beſorgniß den Wahlen entgegen, auf welche fie 
diesmal jo viel als keinen Einfluß zu üben im Stande ſein wird. 

Augsburg, 9. Junt. Wohl nahezu drettauſend Perſonen 
jubelten geſtern Abends Herrn Dr. Völk entgegen, als der Mün- 
chener Zug in den hieſigen Bahnhof einfuhr und die Hochrufe 
endeten erſt, als der gefeierte Redner auf der Fahrt in die Stadt 
den Blicken entſchwand. 


Ausland. 


Wien, 8. Juni. Im Minifterium des Acußern find 
wi tige Veränderungen vorgegangen, welche mit der tbatſächlichen 
Abſchaffung des Konkordate, der damit inaugurltten neuen Rich- 
tung und dem Perſonenwechſel im alten Palals am Ballplatz zu⸗ 
ſammenhängen. Wie nach dem Rücktealtt der Fürſten Kaunitz und 
Metternich, iſt auch mit der Uebernahme des Portefeutlles der 
äußeren Angeiegenbeiten durch Varon Bruſt ein neuer, riformato- 
riſcher Geiß, der Geiſt der jüngeren Schule zum Durchbeuch ge- 
kommen. Der Unterſtaateſekretär Baron Mepſenbug und Baron 
Menphengen, früher Kanzleidireftor und Hefrath, find zurüdgitre- 
ten. Das Bureau des ehemaligen Unterflantsjefretärs hat Baron 


Oldenburg übernommen, ein durch die in Paris vollzogene Bil- 


dung, langjährige Erfahrung und ſtpliſtiſche Vollendung ansgejrid- 
neter, dem Zeitgeiſt volle Huldigung und Anerkennung zollender 
Diplomat. Das Kanzleireferat hat Baron Werner, der Neffe des 
Kalſerlichen Geſandten in Dresden und früberen Unterſtaatsſekre⸗ 
täte, zu leiten, Die eigentlichen Kanzleigeſchafte des Unterſtaats⸗ 
ſekretärs führt Sektionschef v. Hofmann, welcher nach wie vor das 
volle Vertrauen des Baron Beuſt genteßt und gewiſſermaßen als 
eigentlicher, thatſächlicher Vertreter des Uaterſtaateſekcetäte betrachtet 
werden kann. — Prinz Napoleon fol bis zum 13. d. Mis. 
bier wellen, wird dermit das Schauſplel des Frohaleichnamszuges 
mitgenteßen können. 

— Zu dem geſtern beim Herzog von Gramout zu Ehren des 
Prinzen Napoleon flattgehabten Diner war seht anderen Ge- 
ſandten auch der preußlſche Geſantte Baron Werther geladen. 
Für morgen fol der Prinz beim König von Hannover zur Tafel 
geladen ſein. 

Paris, 10. Jun. Der „Abend⸗Monſteur“ meldet, die Re- 
glerung werde in Gemeinſamkelt mit den übrigen Machten dle 
Mittel und Wege einer Prüfung unterwerfen, die Gläubiger von 
Tunis zu befriedigen. Das Blatt ſpricht die Hoffnung aus, daß 
in kurzer Frift günſtige Reſultate erztelt werden würden. 

London, 8. Junt. Am verwichenen Freitag ſegelte das 
Schiff „Jodn Belgdt“ mit 650 Mormonen an Bord, von Liver⸗ 
pool nach Newyork ab, woſeltſt Me unter Aufſicht von den Aelteſten 
der Sekte direkt nah Utab befördert werden. Die meiſten Mor- 
monen-Emigranten waren Wallſſer oder Einwohner der Midland- 
Grafſchaften. Frauen waren unter den „Salzſer-Helligen“ jehr ſtark 
vertreten und die männlichen Perſonen befanden ſich zum größten 
Th ile noch im Jünglingsalter. 

Belgrad, 10. Jani. Der reglerende Fürſt Michael wurde 
heute Nachmittag 5 Uhr während der Promenade im Parke von 
drei Individuen überfallen, und mit einem Revolver niederge⸗ 


ſchoſſen. Aufregung furchtbar. 


f Pommern. ’ 
Stettin, 11. Juni. Um dem fo vielfach kundgegebenen 
Bedürfaiſſe nach guten und zuverläffigen Kreiskarten zu entſpre⸗ 
chen, hat der Königl. Generalſtab der Armee ſich bereit erklärt, 
auf Grund der neueren, von ihm geleiteten topographiſchen Auf⸗ 
nahmen, deren Ergebniſſe bisher nur in kleineren, ohne Rückſicht 
auf die Kreisgrenzen abgetheilten Sektlonskarten zur Veröffentli- 
chung gelangt ſtad, nunmehr auch die gewünſchten Kreisfarten zu 
einem verhältniß mäßig billigen Prelſe herzuſtellen. Von den raſch 
beliebt gewordenen Sektionskarten des Generalſtabes find regel- 
mäßig drei bis vier erforderlich, um das ganze Geblet eines Kreiſes 
zu überblicken. 

— Am Sonnabend den 13. d. Mis. wird Herr Ritterguts⸗ 
befiger Held auf Pitzewitz bei Pyrig und am Sonntag den 14. 
Herr Rittergutsbeſizer Kleckebuſch auf Gellln bei Grambow ein 
öffentliches Probemähen mit den durch die Herren Schütt und 
Ahrens hlerſelbſt bezogenen Samuelſon'ſchen Mähmaſchinen ver⸗ 
anſtalten. 

— Heute früh wurde der 44 Jahre alte Tſſchler Jullus 
Schneider auf dem Grundſtücke des Hofes Kloſterhof Nr. A an 
der Sproſſe einer Feuerleiter mittelſt eines Riemens, den er ſich 
um den Hals geſchlungen hatte, erhängt gefunden. Da S. in den 
traurigſten Verhältniſſen lebte, iſt Lebensüberdruß als das Motiv 
des Selbſtmocdes anzuſehen. 

— In den Tagen vom 6. bis inkl. 10. Juni wurde Bier 
an Getrelde eingeführt: 883 Wſpl. 15 Scheffel Weizen, 494 
Wſpl. 17 Schffl. Roggen, 594 Wſpl. 21 Schffl. Gerſte, 113 Wſpl. 
12 Schffl. Hafer, 113 Wſpl. 16 Schffl. Erbſen, 365 Wſpl. 20 
Schffl. Kartoffeln. 

— Auf der Grünbof-Brauerel findet morgen Abend ein 
Sympbonte-Konzert der Orlin' ſchen Kapelle, in welchem ſich auch 
der berühmte ungariſche Schalmel-Virtuoſe Nagy-Jakob hören 
laſſen wird, gegen den mäßigen Entrttteprels von 2%, Sgr. ſtatt. 

— Elnzelne Berliner Blätter bringen unter der Rubrik „Kunſt 
und Wiſſenſchaft“ noch immer mit ziemlicher Regelmäßigkeit mehr 
oder minder verſchämten Reklame für die Schauſplelerin Frau 
Ellinor, indem fie beſtändig an deren erſtes Auftreten in Stettin 
erinnern. Wir könnten unſern Leſern mit einer ganzen Sammlung 
ſolcher Notizen aufwarten, für die wir den Berlinern infofern 
dankbar ſein müſſen, als der Ruhm der Stettiner Bühne, dieſe 
Berühmtheit in spe zuerſt auf ihren Brettern beherbergt zu haben, 
durch ſolche hiſtoriſche Dokumente unzweifelhaft ſicher geſtellt wird. 

— In Alt⸗Damm ift der Konrektor Keck feſt angeſtellt. 


Wollbericht. 

Stralſund, 10. Juni. Unſer Wollmarkt eröffnete geſtern bei ziem⸗ 
lich Tebbafter Kaufluſt zu Preiſen, die je nach Qualität und Wäſche von 55 
bis 62 per Ctr. differirten. Gegen Mittag zogen Käufer ſich zurück 
und Preiſe fielen ſodann um 1 bis 2 %, wodurch ſich Nachmittags wie ⸗ 
der ein lebhafterer Abzug einſtellte und Abends etwa drei Viertel der gan⸗ 
zen Zufuhr verkauft war. Das bis geſtern Abend zu Markt gebrachte 
Quantum betrug 7920 Centner. Wirklich feine Wäſchen waren verbältniß⸗ 
mäßig wenig vorhanden. Dieſen Morgen entwickelte ſich ein ziemlich leb⸗ 
hafter ia zu etwa 1 % höherem Preiſe für die beſſeren Wäſchen und 
gegenwärtig (12 Uhr Mittags) find nur noch etwa 200 Gentner unverkauft. 


Schiffsberichte. 
Swinemünde, 10. Juni, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Bravo (SD), Gallilei von Hull. Viſtula (SD), Parker von Leith. Wind 
NO. Revier 15% F. Strom eingehend. 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 11. Juni. Witterung: trübe, etwas Regen. Temperatur 
+ 16° R. Wind SO. 
An der Börfe 


Weizen flau und niedriger, loco per 2125 Pfd. gelber inländiſcher 
90 96 K bez, bunter poln. 87-91 , ungariſcher 64 — 72 , beſſerer 
73-78 W bez., feiner 80-82 % bez, per 83 —Söpfd. gelber Juni 
92½, 92 % bez. u. Gd. Juni Juli 87 % Br., Juli⸗Auguſt 84 . 
Br., Auguſt⸗Sept 83% 9 bez., Septbr.-Oktober 771, 2 bez. u. Br. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco 54—58 K bez., Slpfd. 
61 bez., 82 83pfd. 62— 63 Ag bez., Juni 59 /, , 59 & bez. u. 
Gd., 591% Br., Juni-⸗Juli 57½, 9, 57½, 57 9% bez. u. Gd., Juli⸗ 
8 Bar 55 bez., September⸗Oktober 53%,, 54 3 bez. u. Br., 

2 1 
Gerſte unverändert, per 1750 Pfd. loco mähriſche u. ungar. 42 bis 
47 M nach Qual. bez. 

Hafer matter, per 1300 Pfd. loco 33-351, bez. pr. 47—50- 
pfd. Juni u. Juni⸗Juli 35 % bez. 

Erbſen unverändert, pr. 2250 Pfd. loco Futter- 54—58 9% bez. 

Winterrübſen niedriger, September⸗Oktober 73 M bez. 

Rüböl matter, loco 10%, . Br., Juni u. Juni⸗Juli 10 M Br., 
Septbr.⸗Oktober 91½ e bez. u. Br., 9%, Gd. 

Spiritus matter, loco ohne Faß 172, e Br., Juni u. Juni⸗Juli 
17% % Gb., Jali-Auguſt 18 % Br., 171% Gd., August. Septbr. 18%, 
* Br., 18% Gd., Sept.⸗Okt. 17% & Br. 

Angemeldet. 50 Wſpl. Hafer, 

Reaulirungs⸗Preiſe: Weizen 92½, Roggen 59%, Hafer 35, 
Rüböl 10, Spiritus 1725. 

Berlin, 11. Juni, 2 uhr 3 Min. Nachmittags. Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 831, bez. Staats⸗Anleihe 4½ % 95% bez. Berlin ⸗Stettiner Eifeu- 
babn⸗Aktien 135%, bez. Stargard⸗Poſener Eiſenb.⸗Aktien 93%, bez. Oeſterr. 
National⸗Anleibe 55%, bez. Pomm. Pfandbriefe 85°, bez. Oberſchleſiſche 
Eifenbahn » Aktien 1831, bez. Wien 2 Mt. 86% bez. London 3 Mt. 
6. 23½ bez. Paris 2 Mt. 81 bez. Hamburg 2 Mt. 150%, bez. Med- 
lenburger Eiſenbahn-Aktien 72 Br. Oeſterr. Banknoten 87%, bez. Ruſſ. 
Banknoten 83 ½ bez. Amerikaner 6 % 78 Br. 

Weizen Juni 74 bez. u. Br. Roggen Juni 54½ bez. u. Br. Juni⸗ 
Juli 541, 5314 bez. Juli⸗Auguſt 53 bez., 52 Gd. Rüböl loco 10 Br., 
Juni 911; bez., Sept.-Oft. 10 bez. u. Br. Spiritus loco 1814 bez., Juni⸗ 
R J½ bez., Juli-Auguſt 172, 7e bez., Auguſt⸗Septbr. 1817, 
: bez. 

Breslau, 10. Juni. Spiritus per 8000 Prozent Tr. 17½. Roggen 
per Juni 54, per Herbſt 51½. Rüboͤl per Juni 9½, pr. Herbſt 9%. 
Zink unverändert. 

Hamburg, 10. Juni. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco, ſo⸗ 
wie Weizen auf auf Termine ſehr feſt. Weizen pr. Juni 5400 Pfd. netto 
155 Bankothaler Br., 154 Gd., pr. Juni» Juli 148 Br. u. Gd., per 
Juli-⸗Auguſt 143 Br., 142 Gd. Roggen pr. Juni 5000 Pfd. Brutto 96 
Br., 95 Gd, per Juni⸗Juli 94 Br., 93 Gd., per Juli⸗Auguſt 93 Br., 92 
Gd. Hafer ſehr ſtille. Rüböl ruhig, loco und pr. Jun 21, per Oktober 
22½. Spiritus ohne Angebot 25 ½. Kaffee feſter. Zink ruhig. — Sehr 
ſchönes Wetter. 

Amſterdam, 10. Juni. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
feſt. Roggen loco 15 Fl. höher, per Juni 206, per Juli 208. Rüböl per 
November⸗Dezember 34. 

London, 10. Juni. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Fremde Zu- 
Blur ſeit letztem Montag: Weizen 9540, Gerſte 9470, Hafer 15,580 

Uarters. 

Sehr ſchwacher Marktbeſuch. Weizen ſehr ruhig. Preiſe nominell un⸗ 
verändert. In Gerſte ſchleppendes Geſchäft. Hafer ſeſt, aber ruhig. Leinöl 
loco Hull 31½. — Schönes Wetter. 


